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Vertraulich ! 

 

K a b i n e t t s p r o t o k o l l  N r .  1 5 2  

vom 27. Februar 1920. 

 

Anwesend: 

Sämtliche Kabinettsmitglieder, ausgenommen Staatssekretär S t ö c k l e r; ferner die 

Unterstaatssekretäre Dr. E i s l e r, G l ö c k e l, M i k l a s, Dr. R e s c h  und Dr. W a i s s. 

 

Zugezogen: 

Von Staatsamt für Finanzen: Sektionschef Dr. G r i m m. 

Vom Staatsamt für Land- und Forstwirtschaft: Sektionschef Dr. A l t e r. 

 

Vorsitz: Staatskanzler Dr. R e n n e r. 

 

Dauer: 17.00 – 19.00 

 

Reinschrift (15 Seiten) 

 

I n h a l t :  

1. Rechtsstellung der österreichischen Beamten des liquidierenden österreichischen 

Obersten Rechnungshofes. 

2. Beitritt der Staatsregierung zu mehreren Gesetzesbeschlüssen der Nationalversammlung. 

3. Belassung von aus den abgetretenen Gebieten stammenden Zöglingen der 

Staatserziehungsanstalten, beziehungsweise Stundung des Nachweises über die 

Erwirkung der österreichischen Staatsbürgerschaft. 

4. Gesetzesbeschluss des Tiroler Landtages, womit einzelne Bestimmungen des 

Schulaufsichtsgesetzes abgeändert werden. 

5. Beschlüsse der Landesversammlungen, beziehungsweise Landesräte in Vorarlberg, 

Kärnten und Steiermark in autonomen Finanzangelegenheiten. 

6. Anwendung der das Dienstverhältnis der Staatsangestellten regelnden Vorschriften auf 

die Angestellten des Wiener Versatzamtsfonds. 

7. Beförderung von Beamten über den systemisierten Stand im Grazer 

Oberlandesgerichtssprengel. 
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8. Vollzugsanweisung des Staatsamtes für soziale Verwaltung über die Unterstützung der 

arbeitslosen Arbeiter und Angestellten. 

9. Vollzugsanweisung des Staatsamtes für soziale Verwaltung über die Erhaltung des 

Arbeiterstandes in gewerblichen Betrieben. 

10. Gesetzesbeschlüsse des Tiroler Landtages, betreffend 

a) die Sicherstellung des Mehrerfordernisses für die Verbauung mehrerer Wasserläufe in 

Tirol, 

b) die Sicherstellung von Elementerbauten in der Gemeinde Wildschönau und der 

Behebung von Elementarschäden im oberen Brixentale, 

c) die Zuständigkeit der Agrarbehörden zur Behandlung der nach dem kaiserlichen Patente 

vom 5. Juli 1853, R.G.Bl. Nr. 130, der Ablösung oder Regulierung unterliegenden 

Rechte. 

11. Errichtung einer „Steirische Fahrzeugwerke, gemeinwirtschaftlichen Anstalt“. 

12. Vermietung der Gardekaserne in Wien an den Zentralverband der d.ö. 

Kriegsbeschädigten. 

 

Beilagen: 

Beilage zu Punkt 3 betr. Vortrag des Unterrichtsamtes Zl. 584 über die Belassung von aus den 

abgetretenen Gebieten stammenden Zöglingen der Staatserziehungsanstalten bzw. Stundung 

des Nachweises über die Erwerbung der österreichischen Staatsbürgerschaft (2 Seiten) 

Beilage zu Punkt 4 betr. Vortrag des Unterrichtsamtes Zl. 2811/1920 über den 

Gesetzesbeschluss der Tiroler Landesversammlung zur Abänderung einiger Bestimmungen 

des Schulaufsichtsgesetzes (2 Seiten) 

Beilage zu Punkt 5 betr. Vortrag des StA. d. Inneren Zl. 7179 über Beschlüsse der 

Landesversammlungen bzw. Landesräte in Vorarlberg, Kärnten und Steiermark in autonomen 

Finanzangelegenheiten (1 Seite) 

Beilage zu Punkt 9 betr. Vollzugsanweisung des StA. f. soziale Verwaltung z. Zl. 

5408/20über die Erhaltung des Arbeiterstandes in gewerblichen Betrieben (1 Seite) 

Beilage zu Punkt 10 c) betr. Bericht und Antrag des land- und forstwirtschaftlichen 

Ausschusses an den Tiroler Landtag über die Zuständigkeit der Agrarbehörde zur Behandlung 

der nach dem kaiserlichen Patent von 1853 abzulösenden oder zu regulierenden Rechte (7 

Seiten) 

Beilage zu Punkt 10 c) betr. Vortrag des StA. f. Land- und Forstwirtschaft Zl. 4057/1920 über 

den Gesetzesbeschluss des Tiroler Landtages zur Zuständigkeit der Agrarbehörde zur 
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Behandlung der nach dem kaiserlichen Patent von 1853 abzulösenden oder zu regulierenden 

Rechte samt Gesetz (3 Seiten) 

Beilage zu Punkt 11 betr. Vortrag des Präsidenten der Staatskommission für Sozialisierung 

Dr. Ellenbogen über die Errichtung einer gemeinwirtschaftlichen Anstalt unter der Firma 

„Steirische Fahrzeugwerke, gemeinwirtschaftliche Anstalt“ mit den Satzungen (14 Seiten) 

 

1. 

Rechtsstellung der österreichischen Beamten des liquidierenden österr. Obersten 

Rechnungshofes. 

Sektionschef Dr. G r i m m  teilt mit, dass eine Anzahl deutscher Angestellter des 

liquidierenden österreichischen Obersten Rechnungshofes, welche seinerzeit mangels 

Bedarfes nicht in den Stand des Staatsrechnungshofes übernommen worden sind, bisher noch 

nicht die Anerkennung als Angestellte der Republik Österreich gefunden habe. Die nunmehr 

vollzogene Austrifizierung der Liquidierung biete die Gelegenheit, die unterlassene 

Angelobung dieser Beamten, die von ihnen als Härte und Zurücksetzung gegenüber allen 

anderen Angestellten des bestandenen österreichischen Staates empfunden werde, behufs 

ihrer Übernahme in den österreichischen Staatsdienst nachzuholen. Da es sich um einen ganz 

kleinen Personenkreis handle, fallen finanzielle Bedenken nicht in´s Gewicht. 

Das Staatsamt für Finanzen stelle daher den Antrag, der Kabinettsrat wolle beschließen: 

„Der Kabinettsrat genehmigt die Übernahme der aktiven, der deutschen Nation 

angehörigen pragmatischen Angestellten des liquidierenden österreichischen Obersten 

Rechnungshofes in den Staatsdienst der Republik Österreich durch nachträgliche 

Angelobung. Gleichzeitig beschließt der Kabinettsrat, dass die der deutschen Nation 

angehörenden, pensionierten pragmatischen Angestellten des ehemaligen österreichischen 

Obersten Rechnungshofes, die nach dem 31. Oktober 1918 in den Ruhestand versetzt wurden, 

wie Pensionisten der Republik Österreich zu behandeln sind.“ 

Der Kabinettsrat erhebt diesen Antrag zum Beschluss. 

 

2. 

Beitritt der Staatsregierung zu mehreren Gesetzesbeschlüssen der Nationalversammlung. 

Über Vorschlag des Vorsitzenden erhebt der Kabinettsrat gegen die von der 

Nationalversammlung beschlossenen Gesetze, 

a) womit Art. 7 des Gesetzes vom 14. März 1919, St.G.Bl. Nr. 180, über die Staatsregierung, 

ergänzt wird, 
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b) betreffend die Gewährung eines Zuschusses zu den Unterhaltsbeiträgen und Zuwendungen, 

c) über Kammern für Handel, Gewerbe und Industrie, 

d) über den Dienstvertrag der Hausgehilfen (Hausgehilfengesetz) und 

e) über die Errichtung von Kammern für Arbeiter und Angestellte (Arbeiterkammern) 

keine Vorstellung. 

Die erwähnten Gesetze sind demgemäß nach Gegenzeichnung durch den Staatskanzler 

und die zuständigen Staatssekretäre dem Präsidenten der Nationalversammlung zur 

Unterfertigung vorzulegen. 

 

3. 

Belassung von aus den abgetretenen Gebieten stammenden Zöglingen der 

Staatserziehungsanstalten, beziehungsweise Stundung des Nachweises über die Erwirkung 

der österreichischen Staatsbürgerschaft. 

Unterstaatssekretär G l ö c k e l  erinnert daran, dass der Kabinettsrat in seiner Sitzung vom 

23. September 1919, die Ermächtigung erteilt habe, 84 Zöglinge der 

Staatserziehungsanstalten, welche aus den abgetretenen Gebieten der bestandenen Monarchie 

stammen, im Genusse der von ihnen innegehabten Freiplätze bis zum Schluss des 1. 

Semesters des Schuljahres 1918/19 zu belassen und ihnen bis zu diesem Zeitpunkte für den 

weiteren Freiplatzbezug den Nachweis über die erlangte österreichische Staatsbürgerschaft zu 

stunden. 

Da sich dermalen an den Staatserziehungsanstalten noch 70 Zöglinge befinden, welche den 

erwähnten Nachweis nicht erbracht haben, durch die Bestimmungen des inzwischen 

erflossenen Gesetzes vom 17. Oktober 1919, St.G.Bl. Nr. 481, aber die Erwerbung des 

Heimatsrechtes in einer österreichischen Gemeinde und damit folgeweise der österreichischen 

Staatsbürgerschaft jenen Zöglingseltern nicht mehr möglich sei, welche nicht nach erlangter 

Eigenberechtigung durch zehn der Bewerbung um das Heimatsrecht vorausgehende Jahre sich 

freiwillig und ununterbrochen in der betreffenden österreichischen Gemeinde aufgehalten 

haben, stelle der sprechende Unterstaatssekretär den Antrag, der Kabinettsrat wolle 

genehmigen, dass den aus den abgetretenen Gebieten der bestandenen Monarchie 

stammenden Zöglingen der Staatserziehungsanstalten, welche im Genusse von Freiplätzen 

stehen, zwecks Vermeidung des Abbruches ihrer Studien während des Schuljahres, der 

Nachweis über die Erwerbung der österreichischen Staatsbürgerschaft bis zum 15. Juli 1920 

gestundet werde. 

Der Kabinettsrat erteilt die erbetene Genehmigung. 
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4. 

Gesetzesbeschluss des Tiroler Landtages, womit einzelne Bestimmungen des 

Schulaufsichtsgesetzes abgeändert werden. 

Unterstaatssekretär G l ö c k e l  erbittet und erhält vom Kabinettsrate die Ermächtigung, 

dass von der Erhebung einer Vorstellung gegen den vom Tiroler Landtag am 2. Dezember 

1919 gefassten Gesetzesbeschluss, womit einige Bestimmungen der Gesetze vom 30. April 

1892, L.G.Bl. Nr. 7 und vom 1. Mai 1904, L.G.Bl. Nr. 41, betreffend die Schulaufsicht, 

abgeändert werden, abgesehen werde. Gleichzeitig stimmt der Kabinettsrat zu, dass die 

Landesregierung ersucht werde, die Beseitigung einiger stilistischer, beziehungsweise 

Redaktionsfehler in die Wege zu leiten, worauf die Gegenzeichnung durch den Staatssekretär 

für Inneres und Unterricht zu vollziehen und die Kundmachung des Gesetzes durch die 

Landesregierung zu veranlassen sein wird. 

 

5. 

Beschlüsse der Landesversammlung, bezw. Landesräte in Vorarlberg, Kärnten und 

Steiermark in autonomen Finanzangelegenheiten. 

Staatssekretär E l d e r s c h  teilt mit, dass die Landesregierungen in Vorarlberg, Kärnten 

und Steiermark um die Erwirkung der Genehmigung der Staatsregierung für die Beschlüsse 

der Landtage von Vorarlberg vom 30. Dezember 1918, 27. Juni und 16. Dezember 1919, 

Kärnten vom 16. Dezember 1919 und Steiermark vom 5. Dezember 1919, betreffend die 

Einhebung von Landeszuschlägen, ersucht haben. 

Überdies habe die Landesregierung von Kärnten die Genehmigung der 

Landesratsbeschlüsse vom 18. November, 20. und 30. Dezember 1919, betreffend die 

Einhebung von 200 % übersteigenden Umlagen in den Gemeinden Treffen und Zeltschach, 

sowie einer Hundesteuer in Klagenfurt, die Landesregierung von Steiermark die 

Genehmigung der Landtagsbeschlüsse vom 10. Oktober 1919, betreffend die Einhebung von 

Mautgebühren für automobile Fahrzeuge in Graz und die Erhöhung der städtischen 

Pflastermaut in Graz beantragt. 

Über Vorschlag des sprechenden Staatssekretärs genehmigt der Kabinettsrat die erwähnten 

Beschlüsse. 

 

6. 

Anwendung der das Dienstverhältnis der Staatsangestellten regelnden Vorschriften auf die 
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Angestellten des Wiener Versatzamtsfonds. 

Staatssekretär E l d e r s c h  führt aus, dass die über das Dienstverhältnis der 

Staatsangestellten erlassenen gesetzlichen oder administrativen Normen jeweils auch für das 

Dienstverhältnis der Angestellten des Wiener Versatzamtsfonds als sinngemäß verbindlich 

erklärt worden seien. Die Frage der Zuständigkeit zur Erlassung der Anordnung über die 

sinngemäße Anwendung dieser Normen auf die bezeichneten Fondsangestellten sei vor der im 

Oktober 1918 erfolgten Verfassungsänderung nicht in eindeutiger Weise geregelt worden. In 

„wichtigeren“ Fällen erfolgte diese Anordnung auf Grund kaiserlicher Entschließungen, in 

„minder wichtigeren“ durch die Erlässe des bestandenen Ministeriums des Innern vielfach 

aber auch in der Form nachträglicher ministerieller Genehmigung einer von der 

Landesbehörde getroffenen Verfügung. Nach dieser bisherigen Übung wäre somit gemäß den 

gegenwärtig geltenden verfassungsgesetzlichen Bestimmungen jeder einzelne „wichtigere“ 

Fall der Erlassung der vorbesprochenen Normen dem Kabinettsrate zur Beschlussfassung 

vorzulegen, während jeder einzelne „minder wichtige“ Fall der vorherigen Anordnung oder 

nachträglichen Genehmigung des Staatssekretärs vorbehalten bliebe. Es empfehle sich, diesen 

Vorgang dahin zu vereinfachen, dass einerseits der Staatssekretär für Inneres und Unterricht 

die generelle Ermächtigung des Kabinettsrates erhalte, die Verbindlichkeit der in Rede 

stehenden „wichtigeren“ Normen, auszusprechen, anderseits der Staatssekretär die 

Landesregierung generell ermächtige, die „minder wichtigen“ Normen für das 

Dienstverhältnis der Fondsangestellten als verbindlich zu erklären. Die Grenze wäre dahin 

abzustecken, dass der Staatssekretär auf Grund der generellen Ermächtigung des 

Kabinettsrates die sinngemäße Anwendung neuer grundsätzlicher sowie sonstiger gesetzlicher 

Vorschriften auf dem bezeichneten Gebiete anordne, wogegen der Landesregierung 

überlassen bliebe, die sinngemäße Verbindlichkeit aller Normen, die im Rahmen der 

gegenwärtig geltenden grundsätzlichen und sonstigen gesetzlichen Bestimmungen über das 

Staatsdienstverhältnis für die Staatsangestellten erlassen werden, für das angeführte 

Fondsdienstverhältnis auszusprechen. 

Der Kabinettsrat beschließt sohin: Dem Staatssekretär für Inneres und Unterricht wird die 

generelle Ermächtigung erteilt, neue grundsätzliche sowie sonstige gesetzliche Vorschriften 

über das Dienstverhältnis der Staatsangestellten fallweise für das Dienstverhältnis der 

Angestellten des Versatz-, Verwahrungs- und Versteigerungsamtes in Wien (Angestellte des 

Versatzamtsfonds) als sinngemäß verbindlich zu erklären und der Landesregierung die 

entsprechenden Weisungen zu erteilen. 

 



152 – 1920-02-27 7 

7. 

Beförderung von Beamten über den systemisierten Stand im Grazer 

Oberlandesgerichtssprengel. 

Nach einer Mitteilung des Staatssekretärs Dr. R a m e k  hatte das Staatsamt für Justiz im 

Einvernehmen mit dem Staatsamte für Finanzen die Beförderung von Beamten, die bereits die 

Bezüge der höheren Rangsklasse erlangt haben, über den systemisierten Stand in Aussicht 

genommen und im Wiener und Innsbrucker Sprengel vor dem 1. Jänner 1920 durchgeführt. 

Die Vorschläge aus dem Grazer Sprengel seien jedoch erst im Monate Jänner eingelangt und 

konnten im Hinblicke auf die Bestimmungen des Besoldungsübergangsgesetzes nicht mehr 

durchgeführt werden. 

Der sprechende Staatssekretär stelle daher den Antrag, der Kabinettsrat wolle seine 

Zustimmung erteilen, dass im Grazer Oberlandesgerichtssprengel Kanzleibeamte, bei denen 

die Voraussetzungen des Erlasses des Staatsamtes für Justiz vom 9. Dezember 1919, Zl. 

19.141, zutreffen, mit Wirksamkeit vom 1. Jänner 1920 über den systemisierten Stand in die 

nächste Rangsklasse befördert werden. 

Der Kabinettsrat erteilt die erbetene Zustimmung. 

 

8. 

Vollzugsanweisung des Staatsamtes für soziale Verwaltung über die Unterstützung der 

arbeitslosen Arbeiter und Angestellten. 

Staatssekretär H a n u s c h  erbittet und erhält vom Kabinettsrate die Ermächtigung zur 

Erlassung einer Vollzugsanweisung, wonach die Bestimmungen der Vollzugsanweisungen 

des Staatsamtes für soziale Verwaltung über die Unterstützung der arbeitslosen Arbeiter und 

Angestellten vom 14. Februar 1919, St.G.Bl. Nr. 120 und 121, vom 24. Juni 1919, St.G.Bl. 

Nr. 327, vom 20. August 1919, St.G.Bl. Nr. 428 und vom 30. Dezember 1919, St.G.Bl. Nr. 12 

ex 1920 in ihrer Geltungsdauer bis einschließlich 15. April 1920 erstreckt werden. 

 

9. 

Vollzugsanweisung des Staatsamtes für soziale Verwaltung über die Erhaltung des 

Arbeiterstandes in gewerblichen Betrieben. 

Staatssekretär H a n u s c h  erbittet und erhält vom Kabinettsrate die Ermächtigung zur 

Erlassung einer Vollzugsanweisung, wonach die Geltungsdauer der Vollzugsanweisung vom 

16. Oktober 1910, St.G.Bl. Nr. 489, über die Erhaltung des Arbeiterstandes in gewerblichen 

Betrieben bis einschließlich 30. April 1920 erstreckt wird. 
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10. 

Gesetzesbeschlüsse des Tiroler Landtages, betreffend 

a) die Sicherstellung des Mehrerfordernisses für die Verbauung mehrerer Wasserläufe 

in Tirol, 

b) die Sicherstellung von Elementerbauten in der Gemeinde Wildschönau und der 

Behebung von Elementarschäden im oberen Brixentale, 

c) die Zuständigkeit der Agrarbehörden zur Behandlung der nach dem kaiserlichen 

Patente vom 5. Juli 1853, R.G.Bl. Nr. 130, der Ablösung oder Regulierung unterliegenden 

Rechte. 

Sektionschef Dr. A l t e r  erbittet und erhält vom Kabinettsrate die Ermächtigung, dass von 

der Erhebung einer Vorstellung gegen nachstehende Gesetzesbeschlüsse des Tiroler 

Landtages abgesehen werde: 

a) vom 21. Jänner 1920, betreffend die Sicherstellung des Mehrerfordernisses für die 

Verbauung des Leonhardsbaches in Roppen, betreffend die Verbauung des Oberlaufes des 

Höttingerbaches, betreffend die Verbauung des Moratalbaches in Kirchdorf und Waidring und 

betreffend die Ergänzungsarbeit am Maukenbache in Radfeld, 

b) vom 21. Jänner 1920, betreffend die Sicherstellung der Elementarbauten vom Jahre 

1912 in der Gemeinde Wildschönau und der Behebung von Elementarschäden aus dem Jahre 

1912 und 1916 im oberen Brixentale und 

c) vom 30. Jänner 1920, betreffend die Zuständigkeit der Agrarbehörden zur Behandlung 

der nach dem kaiserlichen Patente vom 5. Juli 1853, R.G.Bl. Nr. 130 der Ablösung oder 

Regulierung unterliegenden Rechte. 

 

11. 

Errichtung einer „Steirische Fahrzeugwerke, gemeinschaftlichen Anstalt.“ 

Der Präsident der Sozialisierungskommission Dr. E l l e n b o g e n  stellt nach eingehender 

Begründung den Antrag, der Kabinettsrat wolle die Errichtung einer „Steirische 

Fahrzeugwerke, gemeinschaftliche Anstalt“ beschließen. Was die gleichzeitig vorgelegten 

Satzungen dieser Anstalt anbelange, so sei das Einverständnis mit dem Staatsamte für 

Finanzen in Bezug auf die Grundlagen hergestellt. Dem Wunsche des Staatsrates für 

Finanzen, die Bestimmung des Zeitpunktes der Aufnahme von Darlehen ebenso wie den 

Zeitpunkt der Ausgabe von Teilschuldverschreibungen dem Beschlusse der 

Anstaltsversammlung vorzubehalten (§ 4 vorletzter Absatz) wird Rechnung getragen werden. 
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Das Staatsamt für Finanzen wünsche jedoch ferner, dass die Bestimmung der Bank, durch 

welche die Begebung der Teilschuldverschreibungen zu vollziehen sei, an die Zustimmung 

des Staatsamtes für Finanzen gebunden sein solle. Dies würde nach Anschauung des 

sprechenden Staatssekretärs einer bestimmten Bank ein Zwangsmonopol unter dem Schutze 

des Staatsamtes für Finanzen in die Hand geben, zumindest würde eine Gefahr in dieser 

Richtung bestehen. Redner bemerkt, dass im Sozialisierungsausschusse ein solches 

Zwangsmonopol für eine bestimmte Bank abgelehnt worden sei. Auch würde eine derartige 

Bestimmung die Anstalt bei Verhandlungen mit der betreffenden Bank zu sehr in deren 

Hände geben. Gleichwohl stimme er im vorliegenden Falle dem Antrage des Staatsamtes für 

Finanzen zu, jedoch mit dem Vorbehalte, dass diese Zustimmung nur im Hinblicke auf die 

besonderen Umstände der in Rede stehenden Anstaltsgründung erfolgt und keine prinzipielle 

Zustimmung zu diesem Begehren der Finanzverwaltung bedeutet. Ebenso sei er bereit, einige 

vom Staatsamt für Finanzen gewünschte stilistische Abänderungen der Satzungen 

durchzuführen. 

Der Kabinettsrat beschließt die Errichtung der Anstalt und genehmigt die entsprechend zu 

ergänzenden Satzungen. 

 

12. 

Vermietung der Gardekaserne in Wien an den Zentralverband der deutschösterreichischen 

Kriegsbeschädigten. 

Der V o r s i t z e n d e  teilt mit, dass der Oberste Verwalter des Hofärars den Antrag 

gestellt habe, die Staatsregierung wolle ihm auf Grund des § 15 des Gesetzes über den 

Kriegsgeschädigtenfond die grundsätzliche Ermächtigung zum Abschlusse eines 

Mietvertrages mit der „Inva“, Buch-Kunst—Steindruckerei und Lithographie des 

Zentralverbandes der deutschösterreichischen Kriegsbeschädigten, Gesellschaft m.b.H., 

betreffend die Überlassung der Gardekaserne in Wien, VII. Lerchenfelderstraße 1, mit 

folgenden wesentlichen Bestimmungen erteilen: Der Bestandvertrag soll auf 10 Jahre, d.i. 

vom 1. Jänner 1920 bis 31. Dezember 1929 abgeschlossen werden. Der Mietzins wird 

zunächst für 2 Jahre, d.i. bis 31. Dezember 1921 mit 5.000 K jährlich vereinbart. Für die 

folgenden 8 Jahre ist der Mietzins unter Berücksichtigung der Adaptierungskosten noch 

festzusetzen. 

Der Kabinettsrat erteilt die erbetene Ermächtigung mit dem Vorbehalte, dass der 

Mietvertrag vor Perfektionierung noch der Finanzprokuratur zur Begutachtung zu übermitteln 

sein wird. 
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